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Das russische Zivilrecht
wird modernisiert

Die weitgreifende, viel diskutierte und nicht
unumstrittene Novellierung des russischen
Zivilgesetzbuches (ZGB) wurde bereits im
Jahre 2008 durch den Ukas Nr. 1108 des da-
maligen Pr�sidenten Medwedjew auf den
Weg gebracht. Im April 2012 wurde der erste
Entwurf eingebracht, der bereits im Novem-
ber desselben Jahres von der Duma durch die
Verordnung Nr. 1150-6 GD in vier „Geset-
zesprojekte“ aufgeteilt wurde.

Die Novellierung betrifft insbesondere den
Allgemeinen Teil, einzelne Vertragsregelun-
gen im Besonderen Schuldrecht, Regelungen
im Sachenrecht, im Gesellschaftsrecht sowie
in den Bereichen des IPR und des Gewerbli-
chen Rechtsschutzes.

Ziel der Novellierung ist eine umfassende
Modernisierung des russischen Rechts. Die
Wechselwirkung zwischen Wirtschaft und
Recht spiegelt sich deutlich in der Entwick-
lung des jungen russischen Rechts wider.
Zahlreiche Gesetze wurden in der Vergangen-
heit sehr z�gig verabschiedet, um sich den
schnell �ndernden wirtschaftlichen Anforde-
rungen zeitnah anzupassen. Zudem m�chte
man das russische Recht in der Konkurrenz
zwischen verschiedenen Jurisdiktionen „wett-
bewerbsf�higer“ machen. Unternehmen sol-
len sich nicht mehr veranlasst sehen, auf aus-
l�ndische Rechtsordnungen allein deshalb
zur�ckzugreifen, weil entscheidende Fragen
bei der Umsetzung eines Projektes im russi-
schen Recht vermeintlich nicht oder nicht
hinreichend geregelt sind.

Nachdem zwischen dem ersten Ukas des Pr�-
sidenten und dem Gesetzesentwurf fast vier
Jahre vergingen, schreitet die Novellierung
nunmehr z�gig voran. Bereits kurz vor Jah-
reswechsel, am 30. 12. 2012, wurde mit dem
Gesetz Nr. 302-FS das erste Gesetzespaket
mit �nderungen durch die Duma verabschie-
det, die zu einem großen Teil bereits am 1. 3.
2013 in Kraft getreten sind.

Von grundlegender Bedeutung ist die Einf�h-
rung des Grundsatzes von Treu und Glauben.
Wie die russischen Gerichte diese Bestim-
mung in Zukunft anwenden werden, bleibt al-
lerdings abzuwarten. Interessant ist in diesem
Zusammenhang auch die geplante Einf�h-
rung einer Haftung f�r culpa in contrahendo,
die heute noch nicht einmal als Gewohnheits-
recht anerkannt ist.

Eine starke Anlehnung an das deutsche Recht
zeigen auch wichtige �nderungen bei der
staatlichen Registrierung von Verm�gens-
rechten. Insbesondere l�sst die systematische
Einordnung in den Abschnitt der Grundlegen-
den Bestimmungen auf seine grunds�tzliche
Anwendung auf alle Verm�gensrechte und

damit auf das gesamte Registerwesen schlie-
ßen, wobei nunmehr auf die Registrierung des
Rechts abgestellt wird, und der Grundsatz der
positiven Registerpublizit�t eingef�hrt wur-
de. Eine Person, die im staatlichen Register
als Rechtsinhaber eingetragen ist, gilt jetzt als
solcher, solange im Register nicht etwas an-
deres steht. Diesem Vertrauensschutz wurde
als Ausgleich die M�glichkeit des Eintrags ei-
nes Widerspruchs entgegengestellt. Interes-
sant ist, dass die bis zum 1. 3. 2013 geltende
Registrierungspflicht f�r Miet- und Pachtver-
tr�ge mit einer Laufzeit von einem Jahr und
l�nger bereits mit Gesetz Nr. 21-FS am 4. 3.
wieder in Kraft gesetzt wurde, da man glaub-
te, die Behandlung des Zeitraums zwischen
Vertragsabschluss und Registrierung des
Rechts nicht abschließend kl�ren zu k�nnen.
Hier zeigt sich beispielhaft, dass die Umset-
zung der zahlreichen �nderungen in der Pra-
xis viele Fragen aufwirft.

Große Beachtung finden auch die geplanten
Bestimmungen �ber Rahmen- und Options-
vertr�ge. Rahmenvertr�ge sollen Personen
die M�glichkeit geben, verbindliche Vertr�ge
abzuschließen, ohne sich im Vertragszeit-
punkt bereits �ber die genauen Kaufgegen-
st�nde, Liefermengen und Kaufpreise geei-
nigt zu haben. Die geplante Bestimmung �ber
Optionsvertr�ge soll es den Parteien erm�gli-
chen, Optionen zu vereinbaren, ohne mit der
heutigen Rechtsprechung und dem wohl zu
erwartenden gesetzlichen Verbot von Potes-
tativbedingungen zu kollidieren.

Im russischen Kreditsicherungsrecht soll es
in Zukunft zul�ssig sein, eine abstrakte Ga-
rantie als Sicherheit zu stellen. Bisher war
diese M�glichkeit nur Banken vorbehalten.

Ob auch Patronatserkl�rungen nach russi-
schem Recht zul�ssig werden, bleibt abzu-
warten. Der jetzige Wortlaut des Projektes
l�sst diese Schlussfolgerung noch nicht zu.
Der seit Langem bestehende Streit in Recht-
sprechung und Lehre �ber die Frage der Zu-
l�ssigkeit der Verpf�ndung einer R�ckzah-
lungsforderung aus einem Bankkontenver-
trag d�rfte nach der geplanten Gesetzes�nde-
rung in Zukunft wohl Vergangenheit sein.

Dar�ber hinaus erf�hrt auch das russische Ge-
sellschaftsrecht umfassende �nderungen.
Neben neuen Formen, wie Investitions- und
Wirtschaftspartnerschaften, die bereits 2012

eingef�hrt wurden, sind gegenw�rtig insbe-
sondere die Abschaffung der Rechtsform der
Geschlossenen Aktiengesellschaft (ZAO),
die Unterteilung in �ffentliche und nicht �f-
fentliche Aktiengesellschaften, Neuregelun-
gen in Bezug auf Kompetenzen und Haftun-
gen von Leitungs- und Aufsichtsorganen und
vor allem die Zul�ssigkeit einer doppelten
Gesch�ftsf�hrung viel diskutierte geplante
�nderungen. Ferner stehen auch noch zahl-
reiche �nderungen im Sachenrecht und ge-
werblichen Rechtsschutz an.

Ende M�rz wurde das sog. vierte Paket in der
dritten Lesung verabschiedet. Ende April die-
ses Jahres erhielt es die erforderliche Zustim-
mung des F�derationsrates. Dieses Geset-
zespaket enth�lt insbesondere Novellierun-
gen der Bestimmungen �ber die Unwirksam-
keit von Rechtsgesch�ften, der Vertretungs-
bestimmungen und Verj�hrungsregelungen.
Ein Großteil dieser Regelungen wird am 1. 9.
2013 in Kraft treten.

Festzuhalten bleibt, dass das russische Zivil-
recht gerade eine weitreichende Reform
durchl�uft. Sicherlich gibt es zu einigen der
geplanten �nderungen kritische Anmerkun-
gen. Aber auch wenn sich nach zwanzig Jah-
ren langsam eine gefestigte Rechtsprechung
herausgebildet hat, werden durch die Novel-
lierung seit Langem bestehende Unsicherhei-
ten gezielt aufgehoben. Außerdem erfolgt
eine Anpassung an bew�hrte Regelungstatbe-
st�nde. Das geschriebene russische Recht ist
– ungeachtet seines jungen Alters – gut.
Durch die Reform kann es noch besser wer-
den. Abzuwarten bleibt, wie sich auf dieser
Grundlage die Rechtsanwendung weiterent-
wickelt.
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